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AMTSBLATT der STADT SCHWABACH vom 28. März 2014 

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
Errichtung des Kunstobjekts „Goldnadel“, Kreisverkehr Ansbacher Straße/Dr.-Haas-Straße, 

Gemarkung Schwabach, Flurnummern 814/21 und 855/2 
 
Bekanntmachung der Stadt Schwabach vom 28.03.2014 
Mit Bescheid der Bauordnungsbehörde der Stadt Schwabach vom 18.03.2014 BV-Nr. 921/13, wurde der 
Stadt Schwabach, Herr Ricus Kerckhoff, Albrecht-Achilles-Str. 6/8, 91126 Schwabach, eine Baugenehmi-
gung für o. g. Bauvorhaben erteilt. 
 
Die Zustellung wird gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch die öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Stadt Schwabach vom 28.03.2014 vorgenommen. 
 
Die Genehmigungsunterlagen können bei der Bauordnungsbehörde der Stadt Schwabach innerhalb der 
allgemeinen Dienststunden (Mo, Di, Mi 8 - 12 Uhr, Do 8 - 12 Uhr und 14 - 17 Uhr, Fr 8 - 12 Uhr) oder nach 
telefonischer Vereinbarung unter 09122 860-541 im Amtsgebäude Albrecht-Achilles Str. 6/8, Zimmer 106, 
eingesehen werden. Auch kann eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides von den betreffenden Be-
teiligten bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist (siehe Rechtsbehelfsbelehrung) schriftlich angefordert werden. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim Bayer. Verwal-
tungsgericht in Ansbach (Postanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, Hausanschrift: Promenade 24, 
91522 Ansbach) schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Schwabach) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen vier Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
 
Rechtsbehelfe eines Dritten gegen diesen Bescheid haben keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a Abs. 1 
BauGB i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 03.09.1997). Bei der Stadt Schwabach Amt für Stadtplanung 
und Bauordnung kann die Aussetzung der Vollziehung oder beim vorgenannten Verwaltungsgericht kann die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung beantragt werden (§ 80 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 VwGO). 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 

22.06.2007 (GVBl Nr. 13/2007) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des öffentlichen Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

- Die Klageerhebung durch E-Mail ist unzulässig. 
 
Stadt Schwabach,  
I.V. 
 
Ricus Kerckhoff 
Stadtbaurat 
 
 

Lätaremarkt 
 
Am Montag, 31. März 2014, findet in der Fußgängerzone der Lätaremarkt statt. 
 
 
Stadt Schwabach, 24.03.2014 
I.V. 
 
Knut Engelbrecht 
Stadtrechtsrat 
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Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 

Errichtung einer Mülleinhausung mit Vordach , Konrad-Adenauer-Straße 51,  
Gemarkung Schwabach, Flurnummern 1192 

 
Bekanntmachung der Stadt Schwabach vom 28.03.2014 
Mit Bescheid der Bauordnungsbehörde der Stadt Schwabach vom 19.03.2014 BV-Nr. 48/14, wurde der  
GeWoBau der Stadt Schwabach GmbH, Herr Knut Kosmann, Konrad-Adenauer-Str. 53, 91126 Schwabach, 
eine Baugenehmigung für o. g. Bauvorhaben erteilt. 
 
Die Zustellung wird gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO durch die öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt 
der Stadt Schwabach vom 28.03.2014 vorgenommen. 
 
Die Genehmigungsunterlagen können bei der Bauordnungsbehörde der Stadt Schwabach innerhalb der 
allgemeinen Dienststunden (Mo, Di, Mi 8 - 12 Uhr, Do 8 - 12 Uhr und 14 - 17 Uhr, Fr 8 - 12 Uhr) oder nach 
telefonischer Vereinbarung unter 09122 860-541 im Amtsgebäude Albrecht-Achilles Str. 6/8, Zimmer 106, 
eingesehen werden. Auch kann eine Ausfertigung des Genehmigungsbescheides von den betreffenden Be-
teiligten bis zum Ablauf der Rechtsmittelfrist (siehe Rechtsbehelfsbelehrung) schriftlich angefordert werden. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim Bayer. Verwal-
tungsgericht in Ansbach (Postanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, Hausanschrift: Promenade 24, 
91522 Ansbach) schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Schwabach) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift 
beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen vier Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden. 
 
Rechtsbehelfe eines Dritten gegen diesen Bescheid haben keine aufschiebende Wirkung (§ 212 a Abs. 1 
BauGB i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 03.09.1997). Bei der Stadt Schwabach Amt für Stadtplanung 
und Bauordnung kann die Aussetzung der Vollziehung oder beim vorgenannten Verwaltungsgericht kann die 
Anordnung der aufschiebenden Wirkung beantragt werden (§ 80 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 VwGO). 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 

22.06.2007 (GVBl Nr. 13/2007) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des öffentlichen Baurechts 
abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

- Die Klageerhebung durch E-Mail ist unzulässig. 
 
 
Stadt Schwabach, 20.03.2014 
I.V. 
 
Ricus Kerckhoff 
Stadtbaurat 
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Überwachung und Bekämpfung der Nadelholzborkenkäfer, Buchdrucker und Kupferstecher 

Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken vom 24. Februar 2014  
Gz. 10 - 7833.1 - 1/2014 

 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt auf Antrag der Bayer. Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft 
gemäß § 6 Abs. 3 Nr.1 des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
06.02.2012 (BGBl I S. 148, zuletzt geändert durch Art. 4 Abs. 87 des Gesetzes vom 07.08.2013 - BGBl I S. 
3154) und gemäß §§ 2, 3, 4 und 6 der Landesverordnung zur Bekämpfung der schädlichen Insekten in den 
Wäldern (BayRS 7903-3-L), zuletzt geändert durch Verordnung vom 16.06.2005 (GVBl S. 220), folgende 
Anordnung: 
 
1. Gefährdungs- und Befallsgebiete 

Die Nadelwälder (Rein- und Mischbestände) sowie die Grundstücke, auf denen innerhalb einer Entfer-
nung von 500 m von diesen Wäldern unentrindetes Nadelholz lagert, werden im Regierungsbezirk Mittel-
franken zu Gefährdungs- und Befallsgebieten des Buchdruckers und Kupferstechers erklärt (§ 3 Abs. 1 
der Landesverordnung).  
 

2. Überwachung 
Die in Nr. 1 zu Gefährdungs- und Befallsgebieten erklärten Wälder und Grundstücke sowie dort lagernde 
Walderzeugnisse sind von den jeweiligen Eigentümern und Nutzungsberechtigten in der Zeit vom 1. Ok-
tober bis 31. März mindestens einmal und in der Zeit vom 1. April bis 30. September mindestens im Ab-
stand von 4 Wochen auf Käferbefall zu kontrollieren (§ 6 Abs. 2 der Landesverordnung). 
 

3. Anzeige 
Bei Borkenkäferbefall haben die jeweiligen Eigentümer und Nutzungsberechtigten sofort die zuständige 
untere Forstbehörde (Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) zu verständigen (§ 6 Abs. 2 der 
Landesverordnung). 
 

4. Bekämpfung 
Buchdrucker und Kupferstecher sind von den jeweiligen Eigentümern und Nutzungsberechtigten sach-
kundig (Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung vom 27.06.2013, BGBl I S. 1953, zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 06.01.2014, BGBl I S. 26), nach guter fachlicher Praxis (§ 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 
6, §§ 12 ff PflSchG) und sachgemäß nach dem Stand der Technik (Richtlinien des Bayerischen Staats-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Überwachung und Bekämpfung der Nadel-
holzborkenkäfer in den nichtstaatlichen Waldungen vom 23.03.1990 Az.: F4-FG 511-354, StAnz 1990, 
Nr. 17, in der jeweils gültigen Fassung) unverzüglich und wirksam zu bekämpfen oder durch einen Drit-
ten bekämpfen zu lassen (§ 4 Abs. 1 der Landesverordnung). Der Vollzug dieser Anordnung in Schutz-
gebieten, bei geschützten Landschaftsbestandteilen und bei Naturdenkmälern richtet sich nach den je-
weiligen Schutzverordnungen, in „Natura-2000“-Gebieten nach den gesetzlichen Vorgaben. 
 

5. Erklärung 
Die Eigentümer oder Nutzungsberechtigten von zu Gefährdungs- und Befallsgebieten erklärten Wäldern 
und Grundstücken sowie dort lagernder Walderzeugnisse haben spätestens innerhalb eines Monats 
nach In-Kraft-Treten dieser Anordnung gegenüber der zuständigen unteren Forstbehörde schriftlich oder 
zur Niederschrift zu erklären, dass sie die vorgeschriebene Bekämpfung selbst durchführen oder durch 
einen Dritten durchführen lassen. Unterbleibt eine solche Erklärung, so kann die zuständige untere 
Forstbehörde die erforderlichen Bekämpfungsmaßnahmen auf Kosten des jeweiligen Eigentümers oder 
Nutzungsberechtigten durchführen oder durch einen Dritten durchführen lassen. In diesem Falle hat der 
Eigentümer und Nutzungsberechtigte die Bekämpfung zu gestatten und die erforderlichen Hilfsdienste zu 
leisten (§ 4 Abs. 3 und 4 der Landesverordnung). 
 

6. Sofortige Vollziehung 

6.1 Die sofortige Vollziehung der vorstehenden Nummern 1 - 5 dieser Anordnung wird hiermit angeord- 
        net. 

6.2 Begründung: 
Die Anordnung des Sofortvollzugs nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19.03.1991 (BGBl I S. 686), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
10.10.2013 (BGBl I S. 3786), ist im öffentlichen Interesse geboten. Bei mangelhaft oder nicht durchge-
führter Kontrolle sowie bei Unterlassung einer ordnungsgemäßen Bekämpfung besteht wegen der Mas- 
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Fortsetzung: 
 
senvermehrung der Nadelholzborkenkäfer in den betroffenen Gebieten eine bestandsbedrohende Ge-
fahr für Nadelwälder. Auch ist eine einheitliche Schädlingsbekämpfung aus den genannten Gründen er-
forderlich. 

 
7. Vollstreckungsbehörde 

Diejenigen Kreisverwaltungsbehörden, auf deren Gebiet die Zwangsmittel angewendet werden müssen, 
werden gemäß Art. 30 Abs. 2 des Bayer. Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes (BayRS 
2010-2-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.06.2013 (GVBl S. 370), verpflichtet, den erforderlichen 
Verwaltungszwang durchzuführen. Die Kreisverwaltungsbehörden sind insofern Vollstreckungsbehörden.  
 

 
8. In-Kraft-Treten und Geltungsdauer 

Diese Anordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Bayer. Staatsanzeiger in Kraft. Sie gilt bis 
31.12.2018. 

 
 
 
 

Hinweis: 

Wer dieser Anordnung vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, kann gemäß § 68 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 
PflSchG in Verbindung mit § 7 der Landesverordnung mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € belegt werden. 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Anordnung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe entweder Widerspruch einge-
legt (siehe 1.) oder unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden. 

 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: 

Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Regierung von Mittelfranken (Postfachanschrift: 
Postfach 6 06, 91511 Ansbach, Hausanschrift: Promenade 27, 91522 Ansbach) einzulegen. Sollte über den 
Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann 
Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach, Promenade 24, 91511 Ansbach, schriftlich oder 
zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage kann 
nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen 
besonderer Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene 
Anordnung soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die 
übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 

Die Klage ist bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach (Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 
Ansbach, Hausanschrift: Promenade 24, 91522 Ansbach) schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die angefochtene Anordnung 
soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Betei-
ligten beigefügt werden. 
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Fortsetzung: 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 

22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde im Bereich des Landwirtschaftsrechtes ein fakultatives Widerspruchs-
verfahren eingeführt, das eine Wahlmöglichkeit eröffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittel-
barer Klageerhebung. 

• Die Einlegung des Widerspruchs oder die Erhebung der Klage in elektronischer Form (z. B. durch E-
Mail) sind unzulässig. 

• Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 01.07.2004 grundsätzlich 
ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 

 
 
Dr. Bauer 
Regierungspräsident 
 
 
 

Vollzug der Bayerischen Bauordnung (BayBO) 
Teilweise Nutzungsänderung einer Wohnung in Praxis für Heilpraktik und Physiotherapie 
auf dem Anwesen Wilhelm-Friedrich-Weg 26, Gemarkung Schwabach, Flur Nr. 641 durch 

Frau Yvonne Voran, Wilhelm-Friedrich-Weg 26, 91126 Schwabach 
 
Bekanntmachung der Stadt Schwabach vom 28.03.2013 
 
 

1. Frau Yvonne Voran, Wilhelm-Friedrich-Weg 26, 91126 Schwabach, hat bei der Stadt Schwabach ei-
nen baurechtlichen Genehmigungsantrag für folgende Maßnahme beantragt: 

  
Teilweise Nutzungsänderung einer Wohnung in Praxis für Heilpraktik und Physiotherapie auf dem 
Anwesen Wilhelm-Friedrich-Weg 26, Gemarkung Schwabach, Flur Nr. 641 
 

2. Die genannte Maßnahme ist baurechtlich genehmigungspflichtig gemäß Art. 55 BayBO. 
Der Bauherr hat beantragt, anstelle der Nachbarbeteiligung das Vorhaben gemäß Art. 66 Abs. 4 
BayBO öffentlich bekannt zu machen. 

 
3. Mit Ablauf einer Frist von 1 Monat nach der Bekanntmachung des Vorhabens sind alle öffentlich-

rechtlichen Einwendungen gegen das Vorhaben ausgeschlossen. 
 

4. Der Antrag und die Unterlagen liegen während dieser Monatsfrist bei der Bauordnungsbehörde der 
Stadt Schwabach innerhalb der allgemeinen Dienststunden (Mo, Di, Mi 8 - 12 Uhr, Do 8 - 12 Uhr und 
14 - 17 Uhr, Fr 8 - 12 Uhr) oder nach telefonischer Vereinbarung unter 09122 860-547 im Amtsge-
bäude Albrecht-Achilles Str. 6/8 Zimmer 105, zur Einsicht aus. 
In dieser Zeit können beteiligte Nachbarn im Sinne des Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und Abs. 3 BayBO 
schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen bei der Bauaufsichtsbehörde gegen das Vorhaben 
vorbringen. 
Sammeleinsprüche mit unleserlicher Unterschrift oder unvollständiger Adressenangabe können nicht 
berücksichtigt werden. 

 
5. Die Zustellung der Baugenehmigung kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Kosten, die durch die Einsichtnahme in die Antragsunterlangen entstehen, können nicht ersetzt wer-
den. 

 
 
Stadt Schwabach, 26.03.2014 
I.V. 
 
Ricus Kerckhoff 
Stadtbaurat 
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Satzung der Stadt Schwabach für den „Schwabach-Pass 
(Schwabach-PassS) vom 21.03.2014 

 
Die Stadt Schwabach erlässt auf Grund von Art. 23 Satz 1 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern i. d. F. d. Bek. vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24. Juli 2012 (GVBl. S. 366), folgende Satzung: 

§ 1 
Zweck des Schwabach-Passes 
Die Stadt Schwabach gibt einen Schwabach-Pass aus, der bedürftigen Schwabacher Einwohnern die Mög-
lichkeit bietet, Leistungen städtischer Einrichtungen und städtischer Gesellschaften zu ermäßigten Gebühren 
und Preisen in Anspruch zu nehmen. Die Einzelheiten der Ermäßigung sind in Anlage 1, der Bestandteil 
dieser Satzung ist, geregelt. 

§ 2 
Berechtigter Personenkreis 
Den Schwabach-Pass erhalten auf Antrag mit Hauptwohnsitz in Schwabach gemeldete  
1. Empfänger von laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII); 
2. Empfänger von laufenden Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach 

dem Vierten Kapitel SGB XII; 
3. Empfänger von laufenden Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach den Unterabschnitten 1 

und 2 des Zweiten Abschnitts des Kapitels 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (Arbeitslosengeld II 
und Sozialgeld); 

4. Pflegekinder, die Pflegegeld nach dem Achten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch erhalten, sowie 
Empfänger von Geldleistungen zum Lebensunterhalt nach den §§ 19, 34 und 41 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB VIII); 

6. Empfänger von laufenden Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 27 a Bundesversorgungsgesetz 
(Kriegsopferfürsorge); 

7. Empfänger von laufenden Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz; 
8. Empfänger von Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz in der jeweils geltenden Fassung; 
9. Empfänger des Kinderzuschlags nach § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes einschließlich des 

(Ehe-)Partners und der bei der Berechnung des Kinderzuschlags berücksichtigten Personen. 

§ 3 
Gültigkeitsdauer 
(1) Der Schwabach-Pass wird für die Dauer von zwölf Monaten ausgestellt, unabhängig davon, ob die je-
weilige Leistung für diesen Zeitraum durchgehend bewilligt ist. Endet der Leistungsbezug (§ 2) während der 
Laufzeit des Passes behält dieser weiter seine Gültigkeit. 
(2) Bei Ablauf des Schwabach-Passes nach einem Jahr ist ein neuer Schwabach-Pass zu beantragen. 

§ 4 
Mitwirkungspflichten 
Wer den Schwabach-Pass beantragt hat, hat alle Tatsachen anzugeben, die für die Ausstellung erheblich 
sind und auf Verlangen der Stadt der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte zuzustimmen, Be-
weismittel zu bezeichnen und Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 

§ 5 
Härteregelung 
Im Einzelfall kann ein Schwabach-Pass ausgestellt werden, wenn die Versagung zu einer unbilligen Härte 
führen würde. 

§ 6 
In-Krafttreten; 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt in Kraft. 
 
Stadt Schwabach, den 21.03.2014 
 
Thürauf 
Oberbürgermeister 
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AMTSBLATT der STADT SCHWABACH vom 28. März 2014 

Fortsetzung: 
 
Anlage 1 
 
Leistungen für Kinder und Jugendliche: 
 

• Kostenfreie Kurse in der Schwabacher Volkshochschule 
• Freier Eintritt in das Stadtmuseum Schwabach 
• Kostenfreie Kurse im Elementarbereich der Städtischen Musikschule 
• Übernahme der Hälfte der Kosten für das komplette Kursangebot der PICK-Programme 
• Eintritt ins Schwabacher Freibad für einen Pauschalbeitrag von je 1,00 € 

 
Leistungen für Erwachsene: 
 

• Kostenlose Nutzung der Stadtbibliothek (gilt nur für die Jahresgebühr des Benutzerausweises) 
• Freier Eintritt in das Stadtmuseum Schwabach 
• Kostenlose Stadtführungen 
• Kostenlos jährlich ein Angebot der Schwabacher Volkshochschule aus dem Fachbereich „Beruf“ 
• Ermäßigung bei sonstigen Angeboten der Schwabacher Volkshochschule 
• Ermäßigter Eintritt bei städtischen Kulturveranstaltungen (z.B. LesArt etc.) 

 
 
Stadt Schwabach, 24.03.2014 
I.V. 
 
Knut Engelbrecht 
Stadtrechtsrat 
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